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Drucksache V/2186 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Neunten Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes 
— Drucksache V/1749 — 


A. Bericht des Abgeordneten Krammig 


I. Vorbemerkung 

Das Plenum des Deutschen Bundestages hat den 
Gesetzentwurf am 28. Juni 1967 an den Finanz- 
ausschuß federführend und den Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen mitberatend über- 
wiesen. Beide Ausschüsse haben den Gesetzentwurf 
am 5. Oktober 1967 beraten. I 

i 

II. Allgemein 

1. Ausgelöst wurde der Gesetzentwurf von Ent- 
scheidungen und Empfehlungen der EWG über 
die Zollbehandlung von Flugzeugbaumaterial 
und über den Erlaß von Zöllen für bestimmte 
Waren. Diesen Anlaß benutzte die Bundesregie- 
rung, um einige gesetzliche Konsequenzen zu 
ziehen. Diese in der Begründung der Bundesre- 
gierung näher erläuterten Bestimmungen ent- | 
halten überwiegend Erleichterungen gegenüber 
dem gegenwärtigen Rechtszustand oder rein re- 
daktionelle Änderungen. Soweit der Entwurf 
Einschränkungen enthält, sind sie wirtschaftlich 
von geringfügiger Bedeutung. 

2. Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen hat empfohlen, den Entwurf in der vor- 
gelegten Fassung zu billigen. Der Finanzausschuß 
hat einige Änderungen des Entwurfs beschlossen, 
ihm im übrigen aber zugestimmt. 

III. Im einzelnen 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 erörterte der Finanzausschuß 
die Frage, ob die Ersetzung der Begriffe „Zoll- 
und Amtsstunden" durch „Öffnungszeiten" zu 


einer über das derzeitige Maß hinausgehenden 
zeitlichen Beschränkung des grenzüberschreiten- 
den Verkehrs führen könnte. Der Ausschuß stellte 
seine Bedenken zurück, nachdem der Vertreter 
der Bundesregierung erklärt hatte, daß es nicht 
die Absicht des Bundesfinanzministers sei, die 
Änderung zum Anlaß zu nehmen, von der gegen- 
wärtigen Verwaltungspraxis abzugehen. 

2. Artikel 1 Nr. 8 des Entwurfs sah eine Verord- 
nungsermächtigung vor. Der Bundesminister der 
Finanzen sollte danach die Zollbegünstigung des 
§ 27 des Zollgesetzes insoweit einschränken 
oder aufheben können, als die Bundesrepublik 
Deutschland nach dem EWG- Vertrag oder durch 
eine Entscheidung des Rates dazu verpflichtet sei. 
Da es sich hier um die Ermächtigung zu einer Ein- 
schränkung einer Gesetzesvorschrift handelte, 
war der Finanzausschuß der Auffassung, daß eine 
Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften 
bei dem Erlaß der Rcchtsverordnung vorgesehen 
werden sollte. Er beschloß daher eine entspre- 
chende Änderung des Entwurfs. 

3. Ferner beschloß der federführende Ausschuß, in 
Artikel 1 Nr. 9 des Entwurfs das Wort „alsbald" 
zu ersetzen durch „innerhalb einer angemessenen 
Frist". Es erschien dem Ausschuß fraglich, ob das 
Wort „alsbald" die Beibehaltung der bisherigen 
Fristenregelung (6 Monate mit Verlängerungs- 
möglichkeit) in der zu erlassenden Rechtsverord- 
nung ermögliche, da nach dem Sprachgebrauch 
unter diesem Begriff eine erheblich kürzere Zeit- 
spanne verstanden werden könnte. 

4. Schließlich beschloß der Finanzausschuß, den 
Artikel 4 des Entwurfs in der Weise zu ändern, 
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daß das Gesetz am 1. Januar 1968, die in ihm 
enthaltenen Ermächtigungen jedoch bereits am i 
Tage nach der Verkündung in Kraft treten. 
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Namens des Finanzausschusses bitte ich, dem 
Gesetzentwurf in der vom Ausschuß gutgeheiße- 
nen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 18. Oktober 1967 


Krammig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1749 — mit der 
Maßgabe, daß folgende Änderungen vorgenommen 
werden: 

1. Artikel 1 Nr. 8 erhält folgende Fassung: 

„8. Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages durch Rechtsverordnung die 
Begünstigung insoweit einschränken oder 
aufheben, als die Bundesrepublik Deutsch- 
land nach dem Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder 
durch eine Entscheidung des Rates dazu ver- 
pflichtet ist; dem Bundesrat ist Gelegenheit 
zu geben, binnen drei Wochen zu den Rechts- 
verordnungen Stellung zu nehmen."; 


2. in Artikel 1 Nr. 9 wird das Wort „alsbald" durch 
„innerhalb einer angemessenen Frist" ersetzt; 

3. Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 
Abweichend hiervon treten Artikel 1 Nr. 8 und 
9 am Tage nach der Verkündung in Kraft; jedoch 
ist § 40 des Zollgesetzes in der am Tage der Ver- 
kündung geltenden Fassung bis zu dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt weiter anzuwenden.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 18. Oktober 1967 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Krammig 

Berichterstatter 
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